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Umsetzung der BSG-Rechtsprechung bezüglich der Beitragsbemessung für in Ein-
richtungen untergebrachte gesetzlich krankenversicherte Sozialhilfeempfänger 

Mitglieder-Info 22/2013; 25/2013; 40/2013; 41/2013 und 44/2013 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wie Ihnen bekannt ist, stand die Antwort des Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) auf das gemeinsame Schreiben des Deutschen Landkreistages, des Deutschen 
Städtetages und der BAGüS vom 30.10.2013 (Anlage) zum Umgang mit den Einnahmen aus 
Rückerstattung überzahlter Krankenversicherungsbeiträge noch aus.  

In der Sitzung des Arbeitskreises „Bundesauftragsverwaltung“ am 01.07.2014 hat das BMAS 
nunmehr hierzu Stellung genommen. Im Protokoll der Sitzung ist dazu folgendes festgehalten: 

...Die Frage der Höhe von Beiträgen für die Leistungsberechtigten nach dem SGB XII, 
die freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, wird von Seiten 
der kommunalen Spitzenverbände angesprochen. 

Hintergrund der Frage war die Beitragsbemessung für freiwillig Versicherte in stationä-
ren Einrichtungen und die Rückerstattung überhöhter Beiträge nach der Recht-
sprechung des BSG sowie die Beantwortung des gemeinsamen Schreibens der kom-
munalen Spitzenverbänden vom 30. Oktober 2013 zu diesem Thema. Zudem liegen 
dem BMAS sich darauf beziehende Schreibender KOLS vor. 

Zu der im Bezugsschreiben der kommunalen Spitzenverbänden und der BAGüS ent-
haltenen Frage, ob die daraus entstehenden Einnahmen der das Vierte Kapitel ausfüh-
renden Träger als kassenwirksame Einnahmen bei der Berechnung der vom Bund zu 
erstattenden Nettoausgaben zu berücksichtigen sind, erklärt BMAS: 
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Es handelt sich dabei um kassenwirksame Einnahmen, je nach Zahlungseingang der 
Kalenderjahre 2013 und 2014. Dies ergibt sich zweifelsfrei aus der im Jahr 2013 zwi-
schen Bund und Ländern unter Einbeziehung der kommunalen Spitzenverbände er-
zielten Einigung über die Abgrenzung kassenwirksamer Ausgaben und Einnahmen. 
Deshalb sind die Einnahmen aus Beitragsrückerstattungen bei der Ermittlung der vom 
Bund zu erstattenden Nettoausgaben als kassenwirksame Einnahmen von den kas-
senwirksamen Ausgaben abzuziehen. Im Übrigen bestehen keine Einwände gegen 
das zwischen kommunalen Spitzenverbänden und GKV-Spitzenverband vereinbarte 
Verfahren für die Rückerstattung zu viel gezahlter Beiträge. 

Ergänzend weist BMAS darauf hin, dass angesichts der bestehenden Probleme mit 
der Beitragszahlung für freiwillig versicherte und nach § 5 Absatz 1 Nummer 13 SGBV 
pflichtversicherte Leistungsberechtigte (letztere sind beitragsrechtlich freiwillig Versi-
cherten gleichgestellt) Verhandlungen mit dem BMG geführt werden. Ziel des BMAS 
sei eine gesetzliche Regelung anstelle der bisher anzuwendenden „Beitragsgrundsät-
ze Selbstzahler“ des GKV-Spitzenverbands. In diesem Zusammenhang soll auch die 
Frage der Fälligkeit von freiwilligen Beiträgen geklärt werden. Ein Ergebnis dieser Ge-
spräche sei noch nicht absehbar... 

 

Aufgrund dieser Ausführungen/Klarstelllungen in der Sitzung wird das BMAS das Schreiben 
vom 30.10.2013 nicht mehr beantworten. 

 

Ich bitte um Kenntnisnahme. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
gez.: 
Matthias Krömer 


